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Vom 06. September 1999 

 

Aufgrund des Art. 5 des Kommunalabgabengesetzes erläßt die Gemeinde Alesheim folgende  

BB ee ii tt rr aa gg ss ss aa tt zz uu nn gg   für die Verbesserung und Erneuerung der Wasserversorgungseinrichtung: 

 
 

§ 1 

Beitragserhebung 

Die Gemeinde erhebt einen Beitrag zur Deckung ihres Aufwandes für die Verbesserung und 

Erneuerung der Wasserversorgungseinrichtung für das Gebiet der Gemeindeteile Alesheim, 

Störzelbach und Trommetsheim 

durch folgende Maßnahmen: 

1.  Errichtung eines neuen Bohrbrunnens (Ergänzung der Leitungsfü hrung, Ver-

füllung der bestehenden Brunnenbohrung und Entsorgung der Brunnenaus-

bautei le).  

2.  Verbesserung der Maschinen- und Elektrotechnik im Wasserhaus.  

3.  Erhöhung der Leitungskapazität nach Störzelbach durch Aufweitung der Le i-

tungsverjüngung von DN 80 auf DN 125.  

Der genaue Umfang der einzelnen Maßnahmen ist aus dem Schreiben des Ing.-Büros Völker & 

Partner GbR, Weißenburg vom 03.09.1999 zu ersehen. 

 

 

§ 2 

Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 

Grundstücke erhoben, wenn für sie nach § 4 der Wasserabgabesatzung (WAS) ein Recht zum 

Anschluß an die Wasserversorgungseinrichtung besteht. Ein Beitrag wird auch für Grundstücke 

erhoben, die an die Wasserversorgungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind. 

 

§ 3 



 - 2 - 

Entstehen der Beitragsschuld 

Die Beitragsschuld entsteht, wenn die Verbesserungs- und Erneuerungsmaßnahmen tatsächlich 

beendet sind. Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung 

liegt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

 

 

§ 4 

Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 

Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 

 

 

§ 5 

Beitragsmaßstab 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschoßfläche der vorhandenen Ge-

bäude berechnet. Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken in unbe-

planten Gebieten von mindestens 2.000 m² Fläche (übergroße Grundstücke) auf das 4-

fache der beitragspflichtigen Geschoßfläche, mindestens jedoch 2.000 m² begrenzt. 

(2) Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermit-

teln. Keller und voll ausgebaute Dachgeschosse werden mit der vollen Fläche herangezo-

gen. Teilweise ausgebaute Dachgeschosse werden mit der Hälfte der Fläche des darunter 

liegenden Geschosses herangezogen. Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die nach 

der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluß an die Wasserversorgung auslösen oder 

die an die Wasserversorgung nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht zum Ge-

schoßflächenbeitrag herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tat-

sächlich einen Wasseranschluß haben. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer An-

satz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

 

 

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, wird als 

Geschoßfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn 

auf einem Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur 

untergeordnete Bedeutung hat. 



 - 3 - 

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken ist ein Viertel der Grundstücksfläche als Geschoß-

fläche anzusetzen. 

 

 

§ 6 

Beitragssatz 

Der Beitrag beträgt 

a) pro m² Grundstücksfläche Netto  0,22 DM 

  Brutto  0,24 DM 

b) pro m² Geschoßfläche Netto  1,05 DM 

 Brutto  1,12 DM 

 

 

§ 7 

Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbecheides fällig. 

 

 

§ 8 

Mehrwertsteuer 

In den Bruttobeträgen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer (derzeit 7 %) enthalten. 

 

 

§ 9 

Pflichten der Beitragsschuldner 

Die Beitragsschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde für die Höhe der Schuld maßgebliche 

Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen Auskunft 

zu erteilen. 

 

§ 10 

Ablösung des Beitrags 

Der Beitrag kann im ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst werden (Art. 5 Abs. 9 

KAG). Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrags richtet 

sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrags. 
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§ 11 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

 

Meinheim, den 06. September 1999 
Gemeinde Alesheim 
 
 
 
 
Gagsteiger 
1. Bürgermeister 


